
Rechtsfolgen beim Nichtabholen fertiger Wäsche
Wird fertige Wäsche nicht zu dem vereinbarten Zeit­
punkt, sondern später abgeholt, so ist die Wäscherei 
berechtigt, die preisrechtlich genehmigten Lagergebüh­
ren zu berechnen.
Wird Wäsche überhaupt nicht abgeholt, so hat die Wä­
scherei für ihre Forderung auf Vergütung hieran ein 
Pfandrecht (§ 647 BGB). Die Wäscherei hat die nicht ab­
geholte Wäsche auf Kosten und Gefahr des Kunden 
aufzubewahren. Allerdings kann ihr das nicht zeitlich 
unbegrenzt zugemutet werden. Sie kann deshalb die 
Wäsche veräußern. Das muß aber dem säumigen Kun­
den vorher angedroht werden (§§ 1228, 1234 BGB). Ist 
der Wäscherei die Anschrift des Kunden nicht bekannt, 
besteht eine solche Pflicht nicht (§ 1234 BGB).
In der Regel bewahren Wäschereien nicht abgeholte 
Wäsche sechs Monate auf, bevor sie sie veräußern. Wird 
danach der Kunde ermittelt oder meldet er sich selbst, 
so ist ihm der Differenzbetrag auszuzahlen, der sich 
zwischen dem Bearbeitungspreis und dem bei der Ver­

äußerung erzielten Erlös abzüglich der Lagergebühren 
und der für die Veräußerung entstandenen Kosten er­
gibt.

*

Im Interesse der Anleitung der Wäschereibetriebe und 
der Bürger über ihre wechselseitigen Rechte und Pflich­
ten ist zu empfehlen, bis zur Schaffung neuer einheit­
licher allgemeiner Leistungsbedingungen die inhalt­
lichen Festlegungen der Annahme- und Lieferbedin­
gungen für Wäschereien und Plättereien vom 
20. August 1963 weiter als Orientierung zu verwenden, 
soweit nicht von den örtlichen Staatsorganen bereits 
entsprechende Regelungen erlassen worden sind. Eine 
geeignete Form wäre die Erarbeitung betrieblicher Ge­
schäftsbedingungen auf dieser Grundlage durch die 
Wäschereibetriebe.
Für eine künftige Regelung in der Form allgemeiner 
Leistungsbedingungen, die durch eine Rechtsvorschrift 
zentraler staatlicher Organe erlassen werden, dürfte es 
zweckmäßig sein, die Regelung für Wäschereien mit der 
für Chemischreinigungen und Färbereien zu vereinen.

Zur Diskussion
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Fortsetzungszusammenhang und mehrfache Gesetzesverletzung
R i c h t e r / P a u l i  treten in NJ 1974 S. 175 f. für die 
Wiedereinführung des sog. Fortsetzungszusammenhangs 
mit der Begründung ein, daß damit erst das soziali­
stische Eigentum vor schweren Schädigungen genügend 
geschützt sei. Diese Argumentation geht jedoch m. E. 
fehl. Nicht der Tatbestand des § 162 Abs. 1 Ziff. 1 StGB, 
sondern Ziff. 13 des Beschlusses des Plenums des 
Obersten Gerichts zur Erhöhung der Wirksamkeit der 
Rechtsprechung bei Strafsachen gegen das sozialistische 
Eigentum vom 3. Oktober 1973 (NJ-Beilage 6/73 zu 
Heft 22) läßt die Frage aufkommen, ob unter „Straftat“ 
die einzelne Handlung zu verstehen ist. Der Tatbestand 
selbst setzt nicht voraus, daß die schwere Schädigung 
des sozialistischen Eigentums durch eine einzelne Hand­
lung verursacht wird.
T h i e l e r t  (NJ 1974 S. 205 f.) ist zuzustimmen, wenn 
er in der Verursachung der schweren Schädigung das 
tatbestandsbegründende Merkmal des § 162 Abs. 1 
Ziff. 1 StGB sieht. Hat de..- Täter mit seinem Handeln 
eine schwere Schädigung des sozialistischen Eigentums 
verursacht, so ist es unerheblich, ob er diese Schädi­
gung mit einer einzelnen Straftat, mit mehreren Dieb­
stahls- oder Betrugshandlungen oder mit einer ganzen 
Kette von Straftaten bewirkt hat. Im Tatbestand des 
§ 162 Abs. 1 Ziff. 1 StGB wird berücksichtigt, daß 
schwere Schädigungen des sozialistischen Eigentums 
häufig durch mehrere Straftaten verursacht werden. 
Der in Ziff. I 3 des Beschlusses des Plenums des Ober­
sten Gerichts vom 3. Oktober 1973 enthaltene Terminus 
„Straftat“ engt den Gesetzeswortlaut nur scheinbar ein. 
Aus dem rechtspolitischen Anliegen dieses Beschlusses, 
einen verstärkten Schutz des sozialistischen Eigentums 
vor schwerwiegenden Angriffen zu gewährleisten, wird 
deutlich, daß unter „Straftat“ nicht die einzelne Straf­
tat, sondern alle Handlungen des Täters zu verstehen 
sind, mit denen er die schwere Schädigung herbeige­
führt hat.

Zur Problematik des Fortsetzungszusammenhangs
Trotzdem ist es ein Verdienst von Richter/Pauli, die 
Problematik des Fortsetzungszusammenhangs in die

Diskussion gebracht zu haben. Im Gegensatz zu Thie­
lert halte ich es durchaus nicht für so selbstverständlich 
und sicher, daß das sozialistische Strafrecht ohne die 
Institution des Fortsetzungszusammenhangs auskommt. 
Eine andere Frage ist, ob der Fortsetzungszusammen­
hang so weit gefaßt werden muß, wie es unter den Be­
dingungen des alten StGB notwendig war, das den Be­
griff der mehrfachen Begehung von Straftaten nicht 
kannte. Nach früherer Auffassung lag Fortsetzungs­
zusammenhang vor, wenn mehrere Handlungen einer 
Person, die bei isolierter Betrachtung als selbständige 
Straftaten erscheinen, in einem so engen objektiven und 
subjektiven Zusammenhang stehen, daß sie eine ein­
heitliche Straftat bilden./l/ Als Kriterien des Fortset­
zungszusammenhangs mußten vorliegen:
1. Gleichheit oder Gleichartigkeit des angegriffenen 
Objekts (im Sinne von strafrechtlich geschütztem Ver­
hältnis) ;
2. Gleichartigkeit der Begehungsweise;
3. Zeitlicher Zusammenhang;
4. Gleichartigkeit der Zielsetzung.
Diese weite Auslegung des Fortsetzungszusammen­
hangs führte dazu, daß nahezu alle Straftaten eines 
Täters, die sich auf die gleiche Deliktsart bezogen, als 
fortgesetzte Straftat galten. Daher war es eine seltene 
Ausnahme, wenn z. B. mehrere gleichartige Diebstähle, 
Betrugshandlungen oder Körperverletzungen als zuein­
ander in Tatmehrheit stehend bewertet wurden. Der 
Begriff „gleichartig“ wurde außerdem sehr weit aus­
gelegt. Es spielte beispielsweise keine Rolle, ob die eine 
Handlung in der Form der Wegnahme, die andere da­
gegen in der Form der Zueignung erfolgte. Es war auch 
unerheblich, ob sich die Handlungen gegen den gleichen 
Geschädigten oder immer wieder gegen andere Ge­
schädigte richteten.
Die Einführung des in seiner Anwendungsbreite unver-
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